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Europas Identität nach der Osterweite-
rung der EU 
In der Überschrift meines Artikels steckt – beabsichtigter – oder auch zu-
fälligerweise – mehr Aussagekraft, als man zunächst glaubt. Ich sehe diese 
nicht lediglich als eine Frage nach der europäischen Identität als Folge der 
Erweiterung, sondern vielmehr als eine von den Organisatoren hervorra-
gend formulierte Feststellung, die mir den Einstieg sehr erleichtert. Ich war 
nämlich schon immer der Meinung, daß wir eben erst nach der sogenannten 
Osterweiterung überhaupt von der Identität Europas bzw. ihrer Wiederent-
deckung sprechen können. Von einer Wiederbesinnung auf das gemeinsa-
me Fundament europäischer Einheit, die uns erlaubt über den vielerorts 
stets präsenten Nachlaß des vergangenen halben Jahrhunderts hinwegzu-
schauen, zu einem Europa, in dem weder die uns leider all zu gut vertraute 
Spaltung auf „Ost” und „West” existierte noch die neuerlich aufgetauchte 
und nicht weniger unbegründete Unterscheidung zwischen „alt” und „neu”. 
Zu einem Europa also, das noch über eine klare Identität verfügte, das iden-
tisch, d.h. innerlich übereinstimmend und echt war. Kurzum: zu einem Eu-
ropa im wahrsten Sinne des Wortes.  
 
Europäische Integration als Garant des Friedens und 
Wohlstands 
Die europäische Integration, die im Jahre 1957 mit der Unterzeichnung der 
Römischen Verträge begann, hat dem über Jahrhunderte von Kriegen 
heimgesuchten alten Kontinent und seinen Völkern eine nie dagewesene Wladyslaw Bartoszewski 
Zeit des Friedens und des ständig wachsenden Wohlstands gebracht. Dies 
ist – vor allem vor dem Hintergrund der dunkelsten Kapitel der Geschichte 
des 20. Jahrhunderts – eine Leistung, die man nicht hoch genug bewerten 
kann. 
Gerade Deutschland erhielt nach dem Krieg die Möglichkeit, in die Ge-
meinschaft der zivilisierten Völker zurückzukehren und sich, eingebunden 
in und eingehegt durch den Prozeß der europäischen Integration, als fried-
liebende Demokratie und als Rechtsstaat zu bewähren. Eine Probe, die 
Deutschland glänzend bestanden hat.  
Dieser Einbindung, der sich Deutschland von Anfang an uneingeschränkt 
verschrieben hat, ist es auch zu verdanken, daß sich die verschiedentlich 
gehegten Befürchtungen bezüglich etwaiger neuer deutscher „Sonderwege” 
nicht bewahrheiteten. Ich wage zu bezweifeln, daß die Aussöhnung zwi-
schen den ehemaligen „Erzfeinden” Deutschland und Frankreich ohne den 
europäischen Rahmen in der Form möglich gewesen wäre, wie wir sie uns 
für die polnisch-deutsche Aussöhnung heute zum Vorbild nehmen. 
Das Projekt Europa hatte nicht zuletzt zum Ziel, die Wiederholung der 
jüngsten Geschichte zu verhindern, indem die Wirtschaftszweige, die man 
wohl – läge dieser Gedanke heute nicht so fern – als „kriegswichtig" be-
zeichnen würde, gemeinschaftlicher Kontrolle unterstellt wurden. Dieser 
im Kern negative Ansatz steht am Anfang einer unvergleichlichen ökono-
mischen Erfolgsgeschichte. Trotz des gegenwärtigen Reformbedarfs in vie-
len Bereichen hat sich nicht nur das deutsche „Wirtschaftswunder” der 
Nachkriegsjahre im Grunde bis heute beständig fortgesetzt. 
Man kann also ohne Übertreibung sagen: die europäische Integration steht 
für fast 50 Jahre Frieden, Freiheit und Wohlstand in Europa. 
Europa nach dem Umbruch 
Als Folge des II. Weltkrieges blieben allerdings viele Staaten, die unbestrit-
ten auch zu Europa gehören, über Jahrzehnte von den Früchten der europä-
ischen Integration ausgeschlossen. Ohne eigenes Verschulden fanden sich 
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die Völker Mittel- und Osteuropas auf der falschen Seite des Eisernen Vor-
hangs wieder, ihrer inneren und äußeren Selbstbestimmung beraubt. 
Der revolutionäre Wandel in eben diesen Staaten war es, der völlig neue 
Perspektiven für das Zusammenwachsen des europäischen Kontinents er-
öffnete. Die politischen Umwälzungen, die in Polen 1980 ihren Anfang 
nahmen und schließlich den Zerfall des Ostblocks besiegelten, schufen 
nicht zuletzt auch die Voraussetzungen für die Vereinigung der beiden 
deutschen Staaten.  
An dieser Stelle darf ich erinnern, daß mitteleuropäische Länder im allge-
meinen und Polen im besonderen den Weg demokratischen Wandels vor 
allem dank den Anstrengungen  eigener Völker betreten haben. Mit Nach-
druck gilt es zu betonen, daß die Ordnung von Jalta nicht in die Brüche ge-
gangen ist, weil die westliche Welt – darunter Westeuropa – von der Sow-
jetunion schließlich die Achtung von Verpflichtungen erzwungen hat, die 
die Alliierten auf der Krimkonferenz im Februar 1945 gegenüber europäi-
schen Völkern in ihrer Erklärung über Nachkriegseuropa eingegangen sind. 
Diese Ordnung ist gescheitert, weil die Völker Mitteleuropas selbst nicht 
mehr des Willens waren, die totalitäre Vorherrschaft des Sowjetimperiums 
zu dulden, und Moskau aus politischen wie wirtschaftlichen Gründen nicht 
mehr in der Lage war, sich diesen Bestrebungen zu widersetzen. Selbstver-
ständlich haben westliche Demokratien Unabhängigkeitsambitionen mittel-
europäischer Völker moralisch und politisch unterstützt. Es war aber letzt-
endlich die entschiedene Haltung der Polen, Tschechen, Ungarn, Litauer, 
Rumänen und Ostdeutscher nötig, um diese Bestrebungen in die Tat umzu-
setzen.        
Der Fall der Berliner Mauer steht wie kein zweites Ereignis für die Über-
windung der künstlichen Teilung Europas. Diese wird aus unserer Sicht 
jedoch erst dann endgültig überwunden sein, wenn Polen und andere mit-
tel- und osteuropäische Staaten ihre „Rückkehr nach Europa” vollendet ha-
ben, d.h. Vollmitglieder der Europäischen Union geworden sind – eine Per-
spektive die schon bald zur Realität wird. 
Denn die Erweiterung der Europäischen Union hat noch eine tiefere Di-
mension. Bei ihrer Beschreibung bin ich geneigt, auf das Vokabular der 
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deutschen Einheit zurückzugreifen: es soll nämlich zusammenwachsen, 
was zusammengehört.  
Die Gemeinschaft war zu allen Zeiten – und ist es heute noch – stets mehr 
als ein Zweckbündnis zur Mehrung des Wohlstandes ihrer Mitglieder – 
wenngleich natürlich gerade der ökonomische Erfolg der EWG, später der 
EG, dann der EU, unbestreitbar ist und in hohem Maße ihre Attraktivität 
für die beitrittswilligen Staaten Mittel- und Osteuropas ausmacht. Dennoch: 
in ihrem Kern ist die Europäische Union vor allem eine Wertgemeinschaft, 
deren Mitglieder – bei aller und bewahrenswerter Verschiedenheit – ver-
bunden sind durch gemeinsame geschichtliche und kulturelle Wurzeln, 
durch gemeinsame Vorstellungen von der politischen und wirtschaftlichen 
Organisation ihrer Gemeinwesen. Die Zugehörigkeit Polens zu dieser 
Wertgemeinschaft steht außer Frage. 
Am Vortag der Erweiterung  
Daß die Euphorie und die Aufbruchstimmung der Jahre 1989 verflogen ist, 
erscheint mir nur natürlich. Die Zeit der großen Reden und Visionen ist 
lange vorbei. Diese zu verwirklichen, dabei konkrete und oft sehr komple-
xe Probleme zu lösen, ist bekanntermaßen weit schwieriger - und weit we-
niger öffentlichkeitswirksam. 
Das Ende des Kalten Krieges brachte enorme – in der Tat historische – 
Chancen und Möglichkeiten mit sich, die längst noch nicht hinreichend 
ausgeschöpft sind. Sich daran hin und wieder zu erinnern, kann nicht scha-
den. Denn über die Detailfragen, die uns gegenwärtig beschäftigen, dürfen 
wir das große übergeordnete Ziel nicht aus den Augen verlieren. Das sind 
wir den Europäern – innerhalb und außerhalb der Europäischen Union – 
schuldig. Es ist dies unsere europäische Verantwortung. Eine Verantwor-
tung, der wir nur gemeinsam gerecht werden können. 
Heute herrscht in den beitrittswilligen Ländern Mitteleuropas die Meinung 
vor, die EU-Mitgliedschaft werde die Verankerung ihres demokratischen 
Systems ergänzend festigen und die Unumkehrbarkeit des Transformati-
onsprozesses durch die Konsolidierung jener Werte gewährleisten, mit de-
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nen diese Länder mit EU-Mitgliedsstaaten und dem gesamten demokrati-
schen, wirtschaftlichen und verteidigungspolitischen System verbunden 
sind. Solche Werte, wie Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Achtung der 
Menschenrechte und der Rechte der Minderheiten sowie Marktwirtschaft, 
bilden den integralen Bestandteil der in Kopenhagen definierten Kriterien, 
deren Erfüllung den mitteleuropäischen Beitrittsländern den Weg zur EU-
Mitgliedschaft ebnen sollte. 
Die mitteleuropäischen Beitrittsländer erwarten ferner, die Mitgliedschaft 
in der Europäischen Union, die sie generell als die vollkommenste Struktur 
der zwischenstaatlichen multilateralen Kooperation wahrnehmen, wird ih-
nen Probleme lösen helfen, die die meisten Länder der Welt heutzutage 
nicht selbständig zu meistern vermögen. Es geht um die Beseitigung wirt-
schaftlicher und zivilisatorischer Rückstände und der Arbeitslosigkeit, um 
die Bekämpfung des organisierten Verbrechens sowie des internationalen 
Terrorismus, um den Umweltschutz und die Lösung zahlreicher weiterer 
schwerwiegender Probleme. Der sich derzeit vollziehende Anpassungspro-
zeß von Recht und Wirtschaft mitteleuropäischer Staaten an die Bedingun-
gen, die von der EU definiert werden, ist für die Entstehung eines kohären-
ten unteilbaren Europa von historischer Bedeutung. In den Beitrittsländern 
herrscht die richtige Überzeugung, im Rahmen der Europäischen Union 
seien Infrastrukturen für die wirksame Lösung ihrer Probleme geschaffen 
und umfangreiche Erfahrungen aus der effektiven Mitwirkung in vorge-
nannten Bereichen auf der Grundlage des übergeordneten Subsidiaritäts-
prinzips gesammelt worden. 
Europäer aus dem mittleren Teil des Kontinents erwarten ferner, daß die 
EU-Mitgliedschaft den internationalen Rang ihrer Staaten steigern läßt und 
ihren neuen Platz in Europa eindeutig bestimmen wird. Sie bewerben sich 
ja um die Teilhabe an der zuverlässigsten Struktur der internationalen Zu-
sammenarbeit in Europa, die unabhängig von den vorübergehenden 
Schwierigkeiten meßbare Erfolge erzielt hat und durch Effizienz bei der 
Umsetzung ihrer Ziele besticht. Die Europäische Union ist ein Beispiel für 
das am meisten gelungene Modell der multilateralen Zusammenarbeit eu-
ropäischer Staaten. 
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Dies wird von der Überzeugung begleitet, durch die Teilnahme an der Eu-
ropäischen Union werden neue Mitglieder am Prozeß der Entscheidungs-
findung, der für ihre Staatsräson und ihr nationales Interesse von vitaler 
Bedeutung ist, mitwirken und einen beachtlichen Einfluß auf die Lösungs-
weise wichtiger internationaler Probleme haben, was bei ihrem Verbleib 
außerhalb der institutionellen EU-Strukturen in einem unvergleichlich ge-
ringeren Maße möglich wäre. 
Mitteleuropäische Beitrittsländer sind zuversichtlich, die Europäische Uni-
on werde gemäß ihrer historischen Mission weiterhin eine wichtige Rolle 
bei der Regelung aller Streitfragen sowohl zwischen ihren Mitgliedern als 
auch zwischen den Staaten außerhalb der EU spielen. Wir bauen darauf, die 
EU bleibt nicht nur ein Instrument zur Intensivierung der wirtschaftlichen 
und sozialen Entwicklung. Durch die Aufnahme mitteleuropäischer Länder 
in die EU wird das Jalta-Kapitel in der europäischen Geschichte endgültig 
geschlossen und auch dieser Teil unseres Kontinents in Friedens- und Sta-
bilitätszone einbezogen werden. 
Für uns ist die Europäische Union eine Ebene für die Überwindung von 
Klischees, die die gegenseitigen Beziehungen zwischen europäischen Völ-
kern belasten, wie auch ein breiter Rahmen, um die Versöhnung zwischen 
den Völkern, darunter insbesondere die Vollendung des Versöhnungspro-
zesses zwischen dem deutschen und dem polnischen Volk, herbeizuführen. 
Eine wichtige Funktion in diesem Prozeß kommt der grenzüberschreiten-
den Regionalkooperation zu. Grenzregionen spielen dabei eine Rolle, die 
man wohl nicht gebührend würdigen kann; sie lassen Menschen näher zu- 
und aufeinander kommen und dies nicht nur wirtschaftlich, sondern vor 
allem kulturell. Diese Zusammenarbeit wollen wir auch mit unseren Nach-
barn im Osten, Rußland, der Ukraine und Weißrußland, entwickeln. Im 
vollen Verantwortungsbewußtsein übernehmen wir die Pflicht, die Ost-
grenze der Europäischen Union vor illegaler Einwanderung, Drogen-
schmuggel und organisiertem Verbrechen zu schützen; wir wollen aber an 
der polnischen Ostgrenze keinen neuen Eisernen Vorhang fallen lassen, der 
erneut Europa teilen würde. Unsere Absicht ist es, uns aktiv für die Ent-
wicklung umfassender Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Union 
und Rußland, der Ukraine und Weißrußland einzusetzen, damit in diesen 
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Ländern demokratische Werte, die in der Gestalt der Europäischen Union 
verwirklicht worden sind, Verbreitung finden. 
Europas Grenzen  
Ich stamme aus einem Land, daß über viele Jahre hinweg kraft geopoliti-
scher Entscheidungen außerhalb der Grenzen Europas, außerhalb der ubi 
leones der europäischen Gemeinschaften lag. Dieses verleiht mir jedoch ein 
besonderes Privileg. Ich nehme die Europäische Union als einen Raum 
wahr, dessen Grenzen nicht endgültig beschrieben und festgelegt sind. Die 
Menschen des Grenzgebiets wissen, daß eine Grenze nicht ausschließlich 
eine Begrenzung ist, sondern auch die Chance für eine gegenseitige Begeg-
nung und Öffnung. 
Das Problem der Grenzen Europas ist kein theoretisches Problem. Davon 
zeugt beispielsweise der casus Rußland. Ist Rußland ein Teil Europas? Die 
Grenzen Europas sind geographisch und geopolitisch definierbar. Sowohl 
Geographie als auch Geopolitik sind sich über die nördlichen, südlichen 
und westlichen Grenzen einig. Allein die Ostgrenze ist schwer zu definie-
ren. Immer, zumindest seit der Zeit, als der Geograph Peter des Großen, 
Tatiszew, befand, daß sich die Ostgrenze Europas am Ural befände, war 
dieses eine Konvention. Ich stelle erneut die Frage: Ist Rußland ein Teil 
Europas? Eine negative Antwort auf diese Frage würde eine Leugnung der 
dramatischen Geschichte Rußlands bedeuten, in der die Öffnung zum Wes-
ten Hoffnungen weckte und die Schließung die Abgrenzung von Europa 
und eine Bedeutungszunahme von Ideen, die die Modernisierung Rußlands 
bremsten. Kann man die Gefühle und Handlungen der Russen, die in der 
russischen Gesellschaft als Ergebnis der Öffnung nach Europa entstanden 
sind, geringschätzen? Andererseits, können wir uns eine Verbindung eines 
Staates mit der Europäischen Union vorstellen, der größer ist als sie selbst? 
Henry Kissinger sagte einmal, daß Deutschland zu groß für Europa, aber zu 
klein für die Welt sei. Diese Worte aufgreifend, kann man sagen, daß Ruß-
land gegenwärtig zu groß für Europa, aber zu arm für die Welt ist. Ich den-
ke, daß es lohnenswert ist, über Rußland in den Kategorien seiner spezifi-
schen eurasischen Identität zu sprechen, gleichzeitig anerkennend, daß es 
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ein starkes Element europäischen Erbes in seinem Bewußtsein gibt. Dieses 
Element sollte als Chance für eine beständige und fortschreitende gegensei-
tige Öffnung Europas und Rußlands begriffen werden. 
Ein Kandidat für die Mitgliedschaft in der EU, dessen eventueller Beitritt 
zu einem intellektuellen Umbruch in der europäischen Konstruktion führen 
kann, ist die Türkei. Die Perspektive der Mitgliedschaft eines Landes mit 
über sechzig Millionen Menschen, selbst wenn man von einem längeren 
zeitlichen Horizont spricht, zwingt die Union zum Nachdenken und zum 
Handeln, denn die Türkei ist entschlossen, diese Mitgliedschaft zu verwirk-
lichen. Erstens vertreten die türkischen politischen Eliten wie auch Wirt-
schaftskreise deutliche Integrationsambitionen. Zweitens ist die Integration 
mit der Union ein Mittel zur Bewahrung des weltlichen Charakters des tür-
kischen Staates und zu seinem Schutz, wie auch dem der gesamten Süd-
flanke des Kontinents, vor den Einflüssen eines islamischen Fundamenta-
lismus'. Drittens spielt die Türkei als Regionalmacht und NATO-Mitglied 
eine wesentliche strategische Rolle. Viertens schließlich ist die Perspektive 
eines Beitritts der Türkei die Chance für die Festigung eines zukünftigen 
Kompromisses hinsichtlich von Zypern.  
Die Perspektive einer Mitgliedschaft der Türkei in der EU kann bei einer 
Reihe anderer Ländern europäische Aspirationen wecken. Hierbei kann 
man einige Gruppen solcher Länder unterscheiden.  
Zu der ersten gehören einige Länder des Mittelmeerraumes, die sich im 
Falle der Aufnahme der Türkei in die EU auf eine unvermeidliche Umwer-
tung des europäischen Wertsystems berufen können. Sie können daher dar-
auf hinweisen, daß die „Bedingung”, potentielle Mitgliedskandidaten müß-
ten christliche Wurzeln haben, aufgegeben wurde, und danach, daß auch sie 
Erben der antiken Kultur sind.  
Die zweite Gruppe umfaßt moslemische Staaten, die auf dem europäischen 
Kontinent liegen, nämlich Albanien und Bosnien-Herzegowina. Das Ni-
veau der wirtschaftlichen Entwicklung dieser Staaten bewirkt allerdings, 
daß die Perspektive ihrer Integration mit der EU sehr weit entfernt ist.  
Die dritte Gruppe bilden die übrigen Länder des sog. westlichen Balkans. 
Die zukünftige Mitgliedschaft der Türkei können sie als Herausforderung 
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sehen, nicht nur wegen des spezifischen historischen Kontextes (sie waren 
immerhin über Jahrhunderte Teil des osmanischen Imperiums), sondern vor 
allem mit Hinsicht auf die „Aufweichung” der kulturellen Kriterien. Der 
Fall der Türkei wird sich auch in den Beziehungen der EU mit einer ande-
ren Gruppe der Staaten widerspiegeln, nämlich mit den kaukasischen Län-
dern Georgien, Armenien und Aserbaidschan. Diese Länder sind ein typi-
sches Beispiel für eine Lage an den Grenzen Europas in kultureller Hin-
sicht; dies betrifft sowohl das christliche Georgien und Armenien wie auch 
das moslemische Aserbaidschan. Ähnlich wie im Falle der Länder des 
westlichen Balkans schafft das niedrige Niveau wirtschaftlicher Entwick-
lung eine zeitliche Distanz für die Perspektive ihrer Annäherung an die EU, 
entscheidet jedoch nicht über ihre „europäische Berufung” oder deren Feh-
len. 
Keines der oben beschriebenen Dilemmas läßt sich auf einfache Weise lö-
sen. So wie der – sogar zeitlich entfernte – Beitritt der Türkei und der Län-
der des westlichen Balkans unvermeidlich scheint, so kann und sollte Eu-
ropa auch anderen Ländern eine Art strategischer Partnerschaft anbieten. 
Gemeinsame Verantwortung für die Erweiterung 
Die Vorbereitungen zur Aufnahme neuer Mitglieder sind in ihre Abschluß-
phase eingetreten. Die jetzigen und künftigen Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union sind somit gemeinsam dafür verantwortlich, daß diese 
Erweiterung ein Erfolg wird. Dies gilt nicht nur für die bereits abgeschlos-
senen Beitrittsvorbereitungen im engeren Sinne. Dies gilt vor allem auch 
für die gesellschaftliche Verankerung des Erweiterungsprozesses. Denn die 
Vereinigung Europas ist nicht exklusive Angelegenheit der europäischen 
Eliten; sie darf es auch nicht sein. Sie ist in erster Linie Sache der Men-
schen, die in diesem Europa leben und von ihm profitieren sollen. 
Wir müssen die Europäer davon überzeugen, daß die einzigartige Chance, 
der Einheit Europas ein bedeutendes Stück näher zu kommen, genutzt wer-
den muß. Wir müssen ihnen vermitteln, daß der Nutzen der Erweiterung 
deren Kosten bei weitem übersteigt, und zwar für alle Beteiligten. Die ge-
radezu erschreckend geringe öffentliche Unterstützung für die Osterweite-
  11Wladyslaw Bartoszewski 
rung auch in den Staaten, die als Motoren der europäischen Integration be-
zeichnet werden, zeigt, daß dies bisher nicht wirklich gelungen ist. 
Wir müssen daher konkrete Chancen aufzeigen und die Ängste und Be-
fürchtungen, die zumeist auf Unwissenheit beruhen, durch Information und 
Aufklärung abbauen. Denn: nur wenn die gegenwärtigen und zukünftigen 
Europäer aus voller Überzeugung das Projekt der Erweiterung mittragen, 
kann es langfristig erfolgreich sein. 
Rückbesinnung auf die Fundamente der europäischen 
Integration. Die gemeinsame Verantwortung für die Zu-
kunft 
Die anstehende Erweiterung unterscheidet sich wesentlich von früheren 
Erweiterungen. Sie verlangt nicht nur seitens der Beitrittskandidaten enor-
me Anpassungen; sie setzt auch grundlegende Reformen in der Gemein-
schaft voraus, um zu gelingen. 
Sie läßt sich eher mit den Anfängen der Integrationsprozesses vergleichen, 
bei den ebenfalls völlig neue Wege beschritten wurden und die erst allmäh-
lich zu dem einheitlichen institutionellen System geführt haben, auf das 
sich die Gemeinschaft heute stützt. Die Anforderungen, die diese Erweite-
rung an ihre Architekten stellt, sind ähnlich hoch. 
Die anstehende Erweiterung erfordert auch in höherem Maße als zum Bei-
spiel die Erweiterung um die skandinavischen Länder und Österreich eine 
Rückbesinnung auf die Fundamente der europäischen Einigung. Dies be-
trifft zum einen die bereits angesprochenen gemeinsamen Werte. Zum an-
deren war das integrierte Europa immer auch eine Solidargemeinschaft, in 
der die Starken den Schwächeren beistanden und sie dabei unterstützten, 
ihre Entwicklung zu beschleunigen und ihren Rückstand aufzuholen. Dies 
freilich nicht aus reiner Selbstlosigkeit. Motivation war stets und nicht zu-
letzt das originäre Interesse, auch die eigene Zukunft zu sichern. Die Mo-
dernisierung der rückständigen Länder, die Begrenzung von Armut und 
Perspektivlosigkeit, die oft das Erbe der wechsel- und leidvollen europäi-
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schen Vergangenheit sind, war – und ist – eine wesentliche Voraussetzung 
für dauerhaften Frieden und Stabilität in Gesamteuropa. 
Die Frage lautet also: Wird sich die Solidargemeinschaft Europa auch di-
esmal bewähren, oder werden kurzfristige Kosten-Nutzen-Rechnungen und 
der Blick auf die nächsten Wahlen den Ausschlag geben? 
Was die Diskussion um die künftige Gestalt und Identität der Union be-
trifft, so bin ich der Ansicht, daß das Streben nach einer abschließenden 
Reform der Union ein ebenso ambitioniertes wie aussichtsloses Unterfan-
gen ist, ähnlich wie die Suche nach dem Stein der Weisen. In einer ständig 
im Wandel begriffenen Welt kann es eine solche ultima ratio nicht geben. 
Daher halten wir die alte – aber nicht überkommene – Monet'sche Methode 
der schrittweisen Reformen für den einzigen Weg, um auch in Zukunft die 
notwendige Flexibilität und die Dynamik der Europäischen Integration zu 
erhalten. 
Die entscheidende Reform sollte erst nach der Osterweiterung in Angriff 
genommen werden. Diejenigen Staaten, die in absehbarer Zeit der Union 
beitreten werden, müssen in so fundamentalen Fragen ein Mitspracherecht 
haben. 
Ein zentrales Element in der jetzigen Diskussion ist die Forderung nach 
einer schnelleren Integration daran interessierter Staaten. Diese Idee ist 
keineswegs neu. In der Tat wird eine solche engere Zusammenarbeit bereits 
im Rahmen der Wirtschafts- und Währungsunion und des Schengener Ab-
kommens praktiziert. Erste Reaktionen der Beitrittskandidaten in dieser 
Hinsicht wurden als eher zurückhaltend empfunden. Zu Unrecht wird aller-
dings daraus abgeleitet, daß diese Länder dem Konzept der engeren Zu-
sammenarbeit grundsätzlich ablehnend gegenüberstehen. Insbesondere mit 
Deutschland und Frankreich arbeiten wir Polen schon seit längerem, im 
Rahmen des sogenannten Weimarer Dreiecks, eng und regelmäßig auf den 
unterschiedlichsten Gebieten zusammen. Wir hoffen, daß diese Kooperati-
on nach dem polnischen EU-Beitritt weiter intensiviert wird und den 
deutsch- französischen Integrationsmotor dauerhaft verstärkt. Solche Kons-
tellationen sollen – und werden – die einheitliche Ausrichtung europäischer 
Politik nicht gefährden. Man kann und sollte sie eher als einen positiven 
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Beitrag zu der noch im einzelnen zu gestaltenden "verstärkten Zusammen-
arbeit” verstehen. 
Wahr ist allerdings, daß wir auch die Risiken der engeren Zusammenarbeit 
sehen. Vor allem sehen wir die Gefahr, daß Staaten, die außerhalb dieser 
neuen europäischen Avantgarde verbleiben, zu Mitgliedstaaten zweiter 
Klasse degradiert werden könnten. Dies gilt insbesondere für die Länder, 
die ohnehin noch einen langen Weg vor sich haben, bis sie ihren Entwick-
lungsrückstand wettgemacht und zum Feld der Altmitglieder aufgeschlos-
sen haben. Daher muß unbedingt sichergestellt werden, daß die Gruppe der 
Avantgarde offen bleibt für Neuzugänge. Der Mechanismus der engeren 
Zusammenarbeit darf nicht dazu führen, daß andere Mitgliedstaaten aus 
bestimmten Bereichen der Gemeinschaftspolitiken ausgeschlossen werden. 
Noch darf der Eindruck entstehen, daß aus einem „Integrationsmenü” ge-
wählt werden kann. Dies würde wahrlich keinen Beitrag zur Vertiefung der 
Integration leisten.  
Europa des Geistes 
Bei all den notwendigen Diskussionen über Fragen politischer und wirt-
schaftlicher Natur, die uns in den letzten Jahren, Monaten und Wochen im 
Zusammenhang mit der herannahenden Erweiterung der Europäischen U-
nion beschäftigen, sollten wir jedoch nicht vergessen, daß neben der euro-
päischen Gemeinschaft auch so etwas wie eine europäische Gemeinsamkeit 
existiert. Diese europäische Gemeinsamkeit im Geistigen, im Denken, in 
der Wissenschaft, in der Kultur und in der Kunst wird – wie schon mehr-
mals zuvor – die politischen, wirtschaftlichen und sozialen Systeme über-
dauern. Sie bildet die eigentliche Basis für standhafte Einheit, ein Funda-
ment aus dauerhaften geistigen Bindungen. Keine Trennungslinie und kei-
ne politische Teilung kann die gemeinsame, tief verwurzelte Hierarchie der 
Werte abschaffen, wenn die Menschen das nicht wollen – das hat uns der 
Eiserne Vorhang und die Berliner Mauer gezeigt. Nun sind wir als Christen 
und einfach als denkende Menschen verpflichtet, die mancherorts noch e-
xistierenden Trennungslinien auf jede mögliche Weise zu überwinden und 
die restlichen Folgen der jahrzehntelangen Trennung abzuschaffen. 
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Der Begriff der Solidarität 
Eine besondere Bedeutung für die Verantwortung Europas hat der schon 
vorher erwähnte Begriff „Solidarität”. Für mich, wie für jeden Polen, ist 
dieser vor allem mit der großen Bürgerbewegung verknüpft, aus dem das 
einem jeden Menschen innewohnenden Streben nach Freiheit geboren 
wurde. „Wir dürfen diese Ereignisse nicht vergessen”, so sprach unlängst 
Johannes Paul II. „Sie brachten nicht nur die ersehnte Freiheit, sondern tru-
gen auch in entscheidender Weise zum Fall der Mauern bei, die fast ein 
halbes Jahrhundert lang die Gesellschaften und Völker unseres Teils des 
Kontinents von der freien Welt trennten.” Diese gesellschaftliche Bewe-
gung, die später Solidarität genannt wurde, stützt sich auf die Solidarität 
mit dem Mitmenschen, eine Solidarität, die alle Barrieren zwischen Klas-
sen, Weltanschauungen, Kulturen und geographischen Lagen überwindet. 
Einer der Grundwerte, die die Basis für das sich einende Europa bildeten, 
war gerade die Solidarität; dieselbe Solidarität, die viele Jahre später der 
polnischen antikommunistischen Opposition Kraft verlieh, den Demonst-
ranten von Dresden, Leipzig und Ostberlin, und die heute den Hauptwert 
der sich neu konstituierenden erweiterten Europäischen Union bilden sollte. 
Auf uns ruht die Verantwortung, daß gerade dieses riesige gemeinsame Er-
be des Kampfes um Freiheit, um eine bessere Zukunft für unsere Kinder 
und Enkel, nicht vergeudet wird. Die Erfahrungen der letzten beiden Deka-
den in der Geschichte Polens und auch des letzten Jahrzehnts im wieder-
vereinigten Deutschland wurden zu einem realen Prüfstein für die gemein-
same Verantwortung Europas'; für uns sind sie eine Aufforderung zur Ver-
antwortung in Solidarität. 
Verhältnis zu den USA 
Mit der Frage nach der Identität Europas hängt auch ein anderes Thema 
zusammen, das ich zum Schluß kurz erwähnen möchte. Es handelt sich um 
das gerade in letzter Zeit vor allem im Zusammenhang mit der Irak-Krise 
viel diskutierte Verhältnis zu den USA.  
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Die Vereinigten Staaten sind uns, den Europäern, in zahlreichen Diszipli-
nen um Lichtjahre voraus. Eines dieser Gebiete, auf dem wir noch viel auf-
zuholen haben ist die Bewältigung der Geschichte – ein nicht zuletzt in Po-
len und Deutschland konflikthaftes Thema und aktueller Stein des Ansto-
ßes. Nehmen wir Beispiel an dem selbstkritischen Umgang mit dem Viet-
namkrieg, an den zahlreichen Filmen und Dokumenten, in denen die Über-
griffe der US-Soldaten thematisiert werden. Manchmal ist es unumgäng-
lich, die Geister der Vergangenheit erneut zum Leben zu erwecken. Auf-
grund dieser seltenen Fähigkeit wird heute die moralische Größe Amerikas 
geschätzt. 
Auch bei dem Bau unseres eigenen europäischen Hauses sollten wir zur 
amerikanischen Erfahrung greifen, anstatt eigene Komplexe zum Ausdruck 
zu bringen. Die Initiative zur Kooperation muß aber von Europa ausgehen 
– wie es bereits 1947 der Staatssekretär George Marshall in seiner bekann-
ten Rede vor der Harvard-Universität festgestellt hat. Zu den wichtigsten 
Zielen der Politik der Vereinigten Staaten gehörte damals die Wiederkehr 
normaler, gesunder wirtschaftlicher Verhältnisse, ohne welche eine politi-
sche Stabilität und gesicherter Friede auf Dauer nicht bestehen können. Es 
wäre jedoch weder passend noch wirksam – fügte Marschall hinzu – ein 
solches Aufbauprogramm einseitig zu entwerfen. Das war – und ist immer 
noch – die Aufgabe der Europäer selbst. 
Europa und Amerika könnten zur Achse globaler Stabilisierung und zum 
Zentrum des ökonomischen sowie intellektuellen Potentials werden. Die 
Verwirklichung dieser Möglichkeit hängt im wesentlichen von der Stärke 
transatlantischer Beziehungen ab. Die konsequente Realisierung der 
gemeinsamen Werte bringt wiederum eine Hoffnung auf das Leben in einer 
besseren und sicheren Welt. Eine solche Welt hatte seinerzeit Robert 
Schuman im Sinne, als er an seinem Integrationsplan für den alten 
Kontinent arbeitete. 
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Schlußwort – gemeinsame Zukunft der Polen und Deut-
schen in der EU 
Die zivilisatorische Lücke, die Polen und andere mitteleuropäische Staaten 
von hoch entwickelten Ländern trennte – und in vielen Bereichen nach wie 
vor trennt – zu schließen und den Anschluß an die weltweit effizientesten 
Wirtschaften zu finden, erforderte Aufopferung und den Willen, wieder in 
der „europäischen Familie” zu sein. Die Polen haben enorme Entschlos-
senheit an den Tag gelegt und eine starke politische Verantwortung bewie-
sen. Ich bin stolz, daß es mir beschieden war, ein Zeuge der Entstehung 
dieser demokratischen, bewußten und für ihren Staat verantwortlichen Ge-
sellschaft gewesen zu sein. Diese Gesellschaft war und ist willens, Kli-
schees – und damit nicht zuletzt auch die schwierige Vergangenheit, die 
Polen und Deutschland hinter sich haben – zu überwinden. Vor uns liegt 
nun die gemeinsame Zukunft im Rahmen der Europäischen Union. Ich hof-
fe, die gegenseitige Unterstützung wird unter den Prioritäten unserer Län-
der auch nach dem EU-Beitritt Polens bleiben. 
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